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Norm

AsylG 2005 841 Abs3

AVG 868 Abs1

AsylG 2005 § 41 heute

AsylG 2005 § 41 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 41 gultig von 21.05.2016 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 § 41 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2013aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 41 gultig von 01.07.2008 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
AsylG 2005 § 41 gultig von 01.01.2006 bis 30.06.2008

IS L o e

AVG § 68 heute

AVG 8§ 68 gliltig ab 01.01.2014 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013

AVG 8§ 68 giltig von 01.07.1995 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 471/1995
AVG 8§ 68 gultig von 01.02.1991 bis 30.06.1995

L

Spruch
E3317.968-3/2013-3E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. HERZOG als Einzelrichterin Uber die Beschwerde des XXXX, StA.
Pakistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 19.01.2013, ZI. 12 06.242-EAST-Ost, zu Recht erkannt:Der
Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. HERZOG als Einzelrichterin Uber die Beschwerde des rémisch 40 , StA.
Pakistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 19.01.2013, ZI. 12 06.242-EAST-Ost, zu Recht erkannt:

Der Beschwerde wird gemalR§ 41 Absatz 3 AsylG 2005 stattgegeben und der bekampfte Bescheid behobenDer
Beschwerde wird gemal Paragraph 41, Absatz 3 AsylG 2005 stattgegeben und der bekampfte Bescheid behoben.

Text
Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

1. Der BeschwerdeflUhrer, ein Staatsangehoriger der Islamischen Republik Pakistan, brachte erstmals am 04.03.2007
beim Bundesasylamt einen Antrag auf internationalen Schutz ein.

2. Als Begrundung fur das Verlassen des Herkunftsstaates brachte er im Rahmen der verschiedenen Einvernahmen vor,
dass er wegen seiner Parteimitgliedschaft bei der PPP Probleme gehabt und deshalb Pakistan verlassen habe.


file:///
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=AsylGH&Dokumentnummer=ASYLGHT_20130212_E3_317_968_3_2013_00#allefassungen
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=AsylGH&Dokumentnummer=ASYLGHT_20130212_E3_317_968_3_2013_00#allefassungen
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20004240&Artikel=&Paragraf=41&Anlage=&Uebergangsrecht=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2005/100/P41/NOR40278130
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2005/100/P41/NOR40180793
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2005/100/P41/NOR40104938
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2005/100/P41/NOR40095595
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2005/100/P41/NOR40067743
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10005768&Artikel=&Paragraf=68&Anlage=&Uebergangsrecht=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1991/51/P68/NOR40148229
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1991/51/P68/NOR12065008
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1991/51/P68/NOR12063067
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/41

3. Der Antrag des Beschwerdefiihrers auf internationalen Schutz wurde folglich mit Bescheid des BAA vom 06.02.2008
gemal § 3 Abs 1 AsylG 2005 abgewiesen und der Status eines Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt I.). Gem.
8 8 Abs 1 Z 1 AsylG wurde der Status des subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Pakistan nicht
zugesprochen (Spruchpunkt I.). GemaR 8 10 Abs 1 Z 2 AsylG wurde die Ausweisung aus dem 0sterreichischen
Bundesgebiet nach Pakistan verfiigt (Spruchpunkt Ill.). Im wesentlichen mit der Begriindung der mangelnden
Glaubwitirdigkeit.3. Der Antrag des Beschwerdefihrers auf internationalen Schutz wurde folglich mit Bescheid des BAA
vom 06.02.2008 gemal’ Paragraph 3, Absatz eins, AsylG 2005 abgewiesen und der Status eines Asylberechtigten nicht
zuerkannt (Spruchpunkt rémisch eins.). Gem. Paragraph 8, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG wurde der Status des
subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Pakistan nicht zugesprochen (Spruchpunkt rémisch
zwei.). Gemal Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG wurde die Ausweisung aus dem &sterreichischen Bundesgebiet
nach Pakistan verflgt (Spruchpunkt rémisch drei.). Im wesentlichen mit der Begrindung der mangelnden

Glaubwdurdigkeit.

4. Dagegen wurde fristgerecht Beschwerde erhoben. Diese wurde mit Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom
24.09.2008, GZ C8 317.968-2/2008/2E in allen Spruchpunkten abgewiesen (im wesentlichen mit der Begrindung der
mangelnden Glaubwurdigkeit und als Eventualbegrindung wurde der Beschwerdefihrer auf die Inanspruchnahme
einer innerstaatlichen Fluchtalternative hingewiesen) und erwuchs dieses Erkenntnis mit 14.10.2008 in Rechtskraft.

5. Am 21.05.2012 stellte der Beschwerdefihrer den nunmehr verfahrensgegenstandlichen zweiten Antrag auf
internationalen Schutz. Im Zuge der verschiedenen Befragungen brachte der Beschwerdeflhrer vor, dass sich seine
Fluchtgriinde seit Stellung des ersten Asylantrages gedndert hitten. Er habe im Mé&rz 2009 Osterreich verlassen und sei
nach Pakistan zurtickgekehrt, da er von seiner Familie erfahren habe, dass er keine Verfolgung mehr wegen seiner
Parteimitgliedschaft zu beflrchten habe. Er habe nunmehr neue Grinde und halte er sein urspringliches
Fluchtvorbringen nicht mehr aufrecht. Seine Probleme seien nunmehr in der Religion begrindet und fuhrte der
Beschwerdefiihrer die Grinde, welche ihn zum abermaligen Verlassen Pakistans veranlasst hatten, an. Als
Beweismittel wurden Krankenhausbestatigungen und ein Zeitungsartikel in welchem er namentlich genannt seij, in
Vorlage gebracht.

6. Mit dem angefochtenen Bescheid vom 19.01.2013 wurde der dem Verfahren zugrunde liegende Antrag des
BeschwerdefUhrers auf internationalen Schutz vom 21.05.2012 gemal § 68 Abs. 1 AVG wegen entschiedener Sache
zuruckgewiesen. Gleichzeitig wurde gemal’ 8 10 Abs. 1 Ziffer 1 AsylG die Ausweisung des Beschwerdefihrers aus dem
Osterreichischen Bundesgebiet nach Pakistan verfiigt.6. Mit dem angefochtenen Bescheid vom 19.01.2013 wurde der
dem Verfahren zugrunde liegende Antrag des Beschwerdeflihrers auf internationalen Schutz vom 21.05.2012 gemaf3
Paragraph 68, Absatz eins, AVG wegen entschiedener Sache zurtlickgewiesen. Gleichzeitig wurde gemaR Paragraph 10,
Absatz eins, Ziffer 1 AsylG die Ausweisung des Beschwerdefiihrers aus dem &sterreichischen Bundesgebiet nach
Pakistan verfugt.

Die Erstinstanz stellte fest, dass die Begriindung des neuerlichen Asylantrages des Antragstellers nicht ausreiche, einen
neuen, gegenlber dem friheren Asylantrag wesentlich geanderten entscheidungsrelevanten Sachverhalt entstehen zu
lassen. Dem neu vorgebrachten Fluchtgrund wurde die Glaubwurdigkeit versagt.

7. Gegen diesen Bescheid wurde fristgerecht Beschwerde erhoben. Hinsichtlich des genauen Inhaltes der Beschwerde
wird auf den Akteninhalt (VWGH 16. 12. 1999, 99/20/0524) verwiesen.

8. Die gegenstandliche Beschwerde samt erstinstanzlichem Verwaltungsakt langte der Aktenlage nach am 08.02.2013
beim Asylgerichtshof ein.

9. Der detaillierte Verfahrensgang und Sachverhalt ergeben sich aus dem vorliegenden Verwaltungsakt.
Il. DER ASYLGERICHTSHOF HAT ERWOGEN:rémisch zwei. DER ASYLGERICHTSHOF HAT ERWOGEN:

1. Mit 01.01.2006 ist das Bundesgesetz Uber die Gewdhrung von Asyl in Kraft getreten (AsylG 2005BGBI. | Nr.
100/2005, zuletzt gedndert mitBGBI. | Nr. 87/2012) und ist auf die ab diesem Zeitpunkt gestellten Antrage auf
internationalen Schutz, sohin auch auf den vorliegenden, anzuwenden.1. Mit 01.01.2006 ist das Bundesgesetz Uber die
Gewdhrung von Asyl in Kraft getreten (AsylG 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005,, zuletzt gedndert mit
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 87 aus 2012,) und ist auf die ab diesem Zeitpunkt gestellten Antrdge auf
internationalen Schutz, sohin auch auf den vorliegenden, anzuwenden.
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GemaR§ 61 AsylG 2005 idgF entscheidet der Asylgerichtshof Uber Beschwerden gegen Bescheide des
Bundesasylamtes.Gemal Paragraph 61, AsylG 2005 idgF entscheidet der Asylgerichtshof Uber Beschwerden gegen
Bescheide des Bundesasylamtes.

2.1. Zustandigkeit der erkennenden Einzelrichterin:

Gem. 8 61 Absatz 3 entscheidet der Asylgerichtshof durch Einzelrichter Gber Beschwerden gegerGem. Paragraph 61,
Absatz 3 entscheidet der Asylgerichtshof durch Einzelrichter tber Beschwerden gegen

1. zurlickweisende Bescheide
a) wegen Drittstaatssicherheit

b) wegen Zustandigkeit eines anderen Staates gemal 8 5b) wegen Zustandigkeit eines anderen Staates gemal}
Paragraph 5,;

c) wegen entschiedener Sache gemal38 68 Absatz 1 AVG, undc) wegen entschiedener Sache gemaR Paragraph 68,
Absatz 1 AVG, und

2. die mit diesen Entscheidungen verbundene Ausweisung.

Gemal} § 22 Absatz 1 ergehen Entscheidungen des Asylgerichtshofes in der Sache selbst in Form eines Erkenntnisses,
alle anderen in Form eines Beschlusses.GemaR Paragraph 22, Absatz 1 ergehen Entscheidungen des Asylgerichtshofes

in der Sache selbst in Form eines Erkenntnisses, alle anderen in Form eines Beschlusses.
2.2. Anzuwendendes Verfahrensrecht:

Gemall § 23 Absatz 1 des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, BGBI. I, Nr. 4/2008 (Asylgerichtshofgesetz -
AsylGHG) idF BGBL. | Nr. 147/2008, sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBI. | Nr. 100, nicht
anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBI. Nr. 51, mit der Mal3gabe sinngemaR anzuwenden, dass an die Stelle
des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt, weshalb im gegenstandlichen Fall im hier ersichtlichen Umfang
das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 - AVG, BGBI. Nr.51 zur Anwendung gelangt.Gemal3 Paragraph 23,
Absatz 1 des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, Bundesgesetzblatt romisch eins, Nr. 4 aus 2008,
(Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG) in der Fassung BGBL. romisch eins Nr. 147 aus 2008,, sind, soweit sich aus dem
Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), Bundesgesetzblatt romisch eins Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem
Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), Bundesgesetzblatt Nr.
51, mit der Mal3gabe sinngemafd anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt,
weshalb im gegenstandlichen Fall im hier ersichtlichen Umfang das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 -

AVG, Bundesgesetzblatt Nr.51 zur Anwendung gelangt.
2.2.1. Zu einzelnen Bestimmungen des AsylG 2005

2.2.1.1. Gem. § 41 Abs. 3 AsylG ist in einem Verfahren Uber eine Beschwerde gegen eine zurlickweisende Entscheidung
und die damit verbundene Ausweisung 8 66 Abs. 2 AVG nicht anzuwenden. Ist der Beschwerde gegen die Entscheidung
des Bundesasylamtes im Zulassungsverfahren statt zu geben, ist das Verfahren zuzulassen. Der Beschwerde gegen die
Entscheidung im Zulassungsverfahren ist auch dann statt zu geben, wenn der vorliegende Sachverhalt so mangelhaft
ist, dass die Durchfiihrung oder Wiederholung einer mindlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint.2.2.1.1. Gem.
Paragraph 41, Absatz 3, AsylG ist in einem Verfahren Uber eine Beschwerde gegen eine zurlickweisende Entscheidung
und die damit verbundene Ausweisung Paragraph 66, Absatz 2, AVG nicht anzuwenden. Ist der Beschwerde gegen die
Entscheidung des Bundesasylamtes im Zulassungsverfahren statt zu geben, ist das Verfahren zuzulassen. Der
Beschwerde gegen die Entscheidung im Zulassungsverfahren ist auch dann statt zu geben, wenn der vorliegende
Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die Durchfihrung oder Wiederholung einer mdindlichen Verhandlung
unvermeidlich erscheint.

Der Gesetzgeber hat fur das Verfahren Uber Beschwerden gegen zurlickweisende Bescheide sehr kurze Fristen
(841Abs. 2, 837 Abs. 3 AsylG) vorgesehen, andererseits aber die gerichtliche Beschwerdeinstanz dazu verpflichtet, bei
einem mangelhaften Sachverhalt der Beschwerde stattzugeben, ohne 8§66 Abs. 2 AVG anzuwenden (8 41 Abs. 3 AsylG).
Das Ermessen, das 8 66 Abs. 3 AVG der gerichtlichen Beschwerdeinstanz einrdumt, allenfalls selbst zu verhandeln und
zu entscheiden, besteht somit in einem solchen Verfahren nicht. Aus den Erlduterungen des Gesetzgebers (RV 952


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/61
https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/68
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2008/147
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/41
https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/66
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/37
https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/66
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/41
https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/66

BIgNR 22. GP, 66) geht hervor, dass "im Falle von Erhebungsmangeln die Entscheidung zu beheben, das Verfahren
zuzulassen und an das Bundesasylamt zur Durchfihrung eines materiellen Verfahrens zurlckzuweisen" ist. Diese
Zulassung stehe einer spdteren Zurlckweisung nicht entgegen. Daraus und aus den erwdhnten kurzen
Entscheidungsfristen ergibt sich, dass der Gesetzgeber die gerichtliche Beschwerdeinstanz im Verfahren Uber
Beschwerden gegen zurlckweisende Bescheide von einer Ermittlungstatigkeit moglichst entlasten wollte. Die
Formulierung des 8§ 41Abs. 3 AsylG 2005 ("wenn der vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die Durchfuhrung
oder Wiederholung einer mundlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint"), die sich erkennbar an § 66 Abs. 2 AVG
anlehnt, schlieBt somit nicht aus, dass eine Stattgabe ganz allgemein bei Erhebungsmangeln in Frage kommt, die der
gerichtlichen Beschwerdeinstanz eine prompte Erledigung unmoglich machen.Der Gesetzgeber hat fur das Verfahren
Uber Beschwerden gegen zurlickweisende Bescheide sehr kurze Fristen (841Abs. 2, 837 Absatz 3, AsylG) vorgesehen,
andererseits aber die gerichtliche Beschwerdeinstanz dazu verpflichtet, bei einem mangelhaften Sachverhalt der
Beschwerde stattzugeben, ohne 866 Absatz 2, AVG anzuwenden (Paragraph 41, Absatz 3, AsylG). Das Ermessen, das
Paragraph 66, Absatz 3, AVG der gerichtlichen Beschwerdeinstanz einrdaumt, allenfalls selbst zu verhandeln und zu
entscheiden, besteht somit in einem solchen Verfahren nicht. Aus den Erlduterungen des Gesetzgebers
Regierungsvorlage 952 BIgNR 22. GP, 66) geht hervor, dass "im Falle von Erhebungsméangeln die Entscheidung zu
beheben, das Verfahren zuzulassen und an das Bundesasylamt zur Durchfihrung eines materiellen Verfahrens
zurlckzuweisen" ist. Diese Zulassung stehe einer spateren ZurlUckweisung nicht entgegen. Daraus und aus den
erwahnten kurzen Entscheidungsfristen ergibt sich, dass der Gesetzgeber die gerichtliche Beschwerdeinstanz im
Verfahren Uber Beschwerden gegen zurlickweisende Bescheide von einer Ermittlungstatigkeit moglichst entlasten
wollte. Die Formulierung des Paragraph 41 A, b, s, 3 AsylG 2005 ("wenn der vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist,
dass die Durchfiihrung oder Wiederholung einer mundlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint"), die sich
erkennbar an Paragraph 66, Absatz 2, AVG anlehnt, schlieBt somit nicht aus, dass eine Stattgabe ganz allgemein bei
Erhebungsmangeln in Frage kommt, die der gerichtlichen Beschwerdeinstanz eine prompte Erledigung unmoglich
machen.

2.2.2. Zu einzelnen Bestimmungen des AVG

2.2.2.1. GemaR § 66 Abs. 4 AVG hat das erkennende Gericht, sofern die Beschwerde nicht als unzulassig oder verspatet
zurlickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Es ist berechtigt, im Spruch und in der Begrindung
seine Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdérde zu setzen und demgemald den angefochtenen Bescheid nach
jeder Richtung abzudndern.2.2.2.1. Gemal} Paragraph 66, Absatz 4, AVG hat das erkennende Gericht, sofern die
Beschwerde nicht als unzuldssig oder verspatet zurlickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Es ist
berechtigt, im Spruch und in der Begrindung seine Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu setzen und
demgemalR den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.

2.2.2.2. GemalR & 68 Abs. 1 AVG sind Anbringen von Beteiligten, die auBer den Fallen der 88 69 und 71 AVG die
Abanderung eines der Berufung nicht oder nicht mehr unterliegenden Bescheides begehren, wegen entschiedener
Sache zurlickzuweisen, wenn die Behorde nicht Anlass zu einer Verfigung gem. §8 68 Abs. 2 bis 4 AVG findet. Diesem
ausdrucklichen Begehren auf Abanderung steht ein Ansuchen gleich, das bezweckt, eine Sache erneut inhaltlich zu
behandeln, die bereits rechtskraftig entschieden ist (VWGH v. 30.09.1994, ZI. 94/08/0183; VwGH v. 30.05.1995, ZI.
93/08/0207; VWGH v. 09.09.1999, Z1.97/21/0913; VWGH v. 07.06.2000, ZI.99/01/0321).2.2.2.2. Gemal Paragraph 68,
Absatz eins, AVG sind Anbringen von Beteiligten, die aulBer den Fallen der Paragraphen 69 und 71 AVG die
Abanderung eines der Berufung nicht oder nicht mehr unterliegenden Bescheides begehren, wegen entschiedener
Sache zurlckzuweisen, wenn die Behorde nicht Anlass zu einer Verflgung gem. Paragraph 68, Absatz 2 bis 4 AVG
findet. Diesem ausdrucklichen Begehren auf Abanderung steht ein Ansuchen gleich, das bezweckt, eine Sache erneut
inhaltlich zu behandeln, die bereits rechtskraftig entschieden ist (VwGH v. 30.09.1994, ZI.94/08/0183; VWGH v.
30.05.1995, ZI. 93/08/0207; VWGH v. 09.09.1999, Z1.97/21/0913; VWGH v. 07.06.2000, ZI.99/01/0321).

"Entschiedene Sache" iSd § 68 Abs. 1 AVG liegt vor, wenn sich gegenitiber dem Vorbescheid weder die Rechtslage noch
der wesentliche Sachverhalt geandert hat und sich das neue Parteibegehren im Wesentlichen mit dem friiheren deckt
(VWGH  9.9.1999, 97/21/0913; 27.9.2000,98/12/0057; 25.4.2002,2000/07/0235). Werden nur Nebenumstande
modifiziert, die fir die rechtliche Beurteilung der Hauptsache unerheblich sind, so andert dies nichts an der Identitat
der Sache. Nur eine wesentliche Anderung des Sachverhaltes - nicht bloR von Nebenumstidnden - kann zu einer
neuerlichen Entscheidung filhren (vgl. z.B. VWGH 27.9.2000, 98/12/0057). Liegt keine relevante Anderung der
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Rechtslage oder des Begehrens vor und hat sich der fir die Entscheidung mal3gebliche Sachverhalt nicht gedndert, so
steht die Rechtskraft des Vorbescheides einer inhaltlichen Erledigung des neuerlichen Antrages entgegen. Stiutzt sich
ein Asylantrag auf einen Sachverhalt, der verwirklicht worden ist, bevor das Verfahren Uber einen (friheren) Antrag
beendet worden ist, so steht diesem (zweiten) Antrag die Rechtskraft des Vorbescheides entgegen (VWGH 10.6.1998,
96/20/0266)."Entschiedene Sache" iSd Paragraph 68, Absatz eins, AVG liegt vor, wenn sich gegenliber dem Vorbescheid
weder die Rechtslage noch der wesentliche Sachverhalt gedndert hat und sich das neue Parteibegehren im
Wesentlichen mit dem fruheren deckt (VwGH 9.9.1999, 97/21/0913; 27.9.2000, 98/12/0057; 25.4.2002,2000/07/0235).
Werden nur Nebenumstande modifiziert, die fur die rechtliche Beurteilung der Hauptsache unerheblich sind, so andert
dies nichts an der Identitit der Sache. Nur eine wesentliche Anderung des Sachverhaltes - nicht bloR von
Nebenumstdanden - kann zu einer neuerlichen Entscheidung fihren vergleiche z.B. VwGH 27.9.2000, 98/12/0057). Liegt
keine relevante Anderung der Rechtslage oder des Begehrens vor und hat sich der fiir die Entscheidung maRgebliche
Sachverhalt nicht gedndert, so steht die Rechtskraft des Vorbescheides einer inhaltlichen Erledigung des neuerlichen
Antrages entgegen. Stltzt sich ein Asylantrag auf einen Sachverhalt, der verwirklicht worden ist, bevor das Verfahren
Uber einen (friheren) Antrag beendet worden ist, so steht diesem (zweiten) Antrag die Rechtskraft des Vorbescheides
entgegen (VWGH 10.6.1998, 96/20/0266).

GegenUber neu entstandenen Tatsachen (novae causae supervenientes; vgl. VWGH 20.2.1992,91/09/0196) fehlt es an
der Identitdt der Sache; neu hervorgekommene Tatsachen (oder Beweismittel) rechtfertigen dagegen allenfalls eine
Wiederaufnahme iSd § 69 Abs. 1 Z 2 AVG (wegen nova reperta; zur Abgrenzung vgl. z.B. VWGH 4.5.2000,99/20/0192;
21.9.2000, 98/20/0564; 24.8.2004,2003/01/0431; 4.11.2004,2002/20/0391), bedeuten jedoch keine Anderung des
Sachverhaltes i.S.d.§ 68 Abs. 1 AVG. Eine neue Sachentscheidung ist nicht nur bei identem Begehren auf Grund
desselben Sachverhaltes ausgeschlossen, sondern auch dann, wenn dasselbe Begehren auf Tatsachen und
Beweismittel gestltzt wird, die schon vor Vorverfahrens bestanden haben (VwGH 30.9.1994,94/08/0183
mwN).Gegenlber neu entstandenen Tatsachen (novae causae supervenientes; vergleiche VwGH 20.2.1992,
91/09/0196) fehlt es an der Identitat der Sache; neu hervorgekommene Tatsachen (oder Beweismittel) rechtfertigen
dagegen allenfalls eine Wiederaufnahme iSd Paragraph 69, Absatz eins, Ziffer 2, AVG (wegen nova reperta; zur
Abgrenzung vergleiche z.B. VwWGH 4.5.2000, 99/20/0192; 21.9.2000, 98/20/0564; 24.8.2004,2003/01/0431; 4.11.2004,
2002/20/0391), bedeuten jedoch keine Anderung des Sachverhaltes i.S.d. Paragraph 68, Absatz eins, AVG. Eine neue
Sachentscheidung ist nicht nur bei identem Begehren auf Grund desselben Sachverhaltes ausgeschlossen, sondern
auch dann, wenn dasselbe Begehren auf Tatsachen und Beweismittel gestltzt wird, die schon vor Vorverfahrens
bestanden haben (VwWGH 30.9.1994, 94/08/0183 mwN).

Zu einer neuen Sachentscheidung - nach etwa notwendigen amtswegigen Ermittlungen i.5.d.§8 18 Abs. 1 AsylG - kann
die Behoérde jedoch nur durch eine solche behauptete Anderung des Sachverhaltes berechtigt und verpflichtet werden,
der fur sich allein oder in Verbindung mit anderen Tatsachen rechtlich Asylrelevanz zukdme; eine andere rechtliche
Beurteilung des Antrages darf nicht von vornherein ausgeschlossen sein. Dem neuen Tatsachenvorbringen muss eine
Sachverhaltsanderung zu entnehmen sein, die - falls sie festgestellt werden kann - zu einem anderen Ergebnis als das
erste Verfahren fihren kann (VwWGH 4.11.2004, 2002/20/0391, mwN zur gleichlautenden Vorgangerbestimmung des8
18 Abs. 1AsylG 2005, namlich 828 AsylG1997). Dartber hinaus muss die behauptete Sachverhaltsanderung zumindest
einen "glaubhaften Kern" aufweisen, dem Asylrelevanz zukommt und an den diese positive Entscheidungsprognose
anknupfen kann. Die Behorde hat sich insoweit bereits bei der Priifung, ob der (neuerliche) Asylantrag zulassig ist, mit
der Glaubwurdigkeit des Vorbringens des Antragstellers und gegebenenfalls mit der Beweiskraft von Urkunden
auseinander zu setzen. Ergeben die Ermittlungen der Behorde, dass eine Sachverhaltsanderung, die eine andere
Beurteilung nicht von vornherein ausgeschlossen erscheinen lie3e, entgegen den Behauptungen der Partei nicht
eingetreten ist, so ist der Asylantrag gem. 8§68 Abs. 1 AVG zurickzuweisen (VWGH 21.10.1999, 98/20/0467; 24.2.2000,
99/20/0173; 19.7.2001,99/20/0418; 21.11.2002,2002/20/0315; vgl. auch VwGH 19.10.2004,2001/03/0329; 31.3.2005,
2003/20/0468; 30.6.2005, 2005/18/0197; 26.7.2005, 2005/20/0226). Wird in einem neuen Asylantrag eine Anderung des
far die Entscheidung maRgeblichen Sachverhalts nicht einmal behauptet, geschweige denn nachgewiesen, so steht die
Rechtskraft des Vorbescheides einer inhaltlichen Erledigung des neuerlichen Antrages entgegen und berechtigt die
Behorde dazu, ihn zurickzuweisen (VWGH 4.5.2000, 99/20/0192).Zu einer neuen Sachentscheidung - nach etwa
notwendigen amtswegigen Ermittlungen i.S.d. Paragraph 18, Absatz eins, AsylG - kann die Behdrde jedoch nur durch
eine solche behauptete Anderung des Sachverhaltes berechtigt und verpflichtet werden, der fir sich allein oder in
Verbindung mit anderen Tatsachen rechtlich Asylrelevanz zukame; eine andere rechtliche Beurteilung des Antrages
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darf nicht von vornherein ausgeschlossen sein. Dem neuen Tatsachenvorbringen muss eine Sachverhaltsanderung zu
entnehmen sein, die - falls sie festgestellt werden kann - zu einem anderen Ergebnis als das erste Verfahren fuhren
kann (VwWGH 4.11.2004, 2002/20/0391, mwN zur gleichlautenden Vorgangerbestimmung des Paragraph 18, Absatz eins
A, s, y, |, G, 2005, namlich §28 AsylG1997). Dartber hinaus muss die behauptete Sachverhaltsanderung zumindest
einen "glaubhaften Kern" aufweisen, dem Asylrelevanz zukommt und an den diese positive Entscheidungsprognose
anknupfen kann. Die Behdrde hat sich insoweit bereits bei der Prifung, ob der (neuerliche) Asylantrag zulassig ist, mit
der Glaubwurdigkeit des Vorbringens des Antragstellers und gegebenenfalls mit der Beweiskraft von Urkunden
auseinander zu setzen. Ergeben die Ermittlungen der Behoérde, dass eine Sachverhaltsanderung, die eine andere
Beurteilung nicht von vornherein ausgeschlossen erscheinen lieRe, entgegen den Behauptungen der Partei nicht
eingetreten ist, so ist der Asylantrag gem. §68 Absatz eins, AVG zurlckzuweisen (VWGH 21.10.1999, 98/20/0467;
24.2.2000, 99/20/0173;  19.7.2001,99/20/0418;  21.11.2002, 2002/20/0315; vergleiche auch VwGH 19.10.2004,
2001/03/0329; 31.3.2005,2003/20/0468; 30.6.2005,2005/18/0197; 26.7.2005,2005/20/0226). Wird in einem neuen
Asylantrag eine Anderung des fiir die Entscheidung maRgeblichen Sachverhalts nicht einmal behauptet, geschweige
denn nachgewiesen, so steht die Rechtskraft des Vorbescheides einer inhaltlichen Erledigung des neuerlichen Antrages
entgegen und berechtigt die Behérde dazu, ihn zurlickzuweisen (VwWGH 4.5.2000, 99/20/0192).

Auch wenn das Vorbringen des Folgeantrages in einem inhaltlichen Zusammenhang mit den Behauptungen steht, die
im vorangegangenen Verfahren nicht als glaubwirdig beurteilt worden sind, schlief3t dies nicht aus, dass es sich um
ein asylrelevantes neues Vorbringen handelt, das auf seinen "glaubhaften Kern" zu beurteilen ist. Ein solcher
Zusammenhang kann fur die Beweiswirdigung der neu behaupteten Tatsachen von Bedeutung sein, macht eine neue
Beweiswirdigung aber nicht von vornherein entbehrlich oder gar unzulassig, etwa in dem Sinn, mit der seinerzeitigen
Beweiswirdigung unvereinbare neue Tatsachen durften im Folgeverfahren nicht angenommen werden. "Kénnten die
behaupteten neuen Tatsachen, gemessen an der dem rechtskraftigen Bescheid zugrunde liegenden
Rechtsanschauung, zu einem anderen Verfahrensergebnis fihren, so bedarf es einer die gesamten bisherigen
Ermittlungsergebnisse einbeziehenden Auseinandersetzung mit ihrer Glaubwdirdigkeit" (VwGH 29.9.2005,
2005/20/0365; 22.11.2005, 2005/01/0626; 16.2.2006,2006/19/0380; vgl. auch VwWGH 22.12.2005,2005/20/0556).Auch
wenn das Vorbringen des Folgeantrages in einem inhaltlichen Zusammenhang mit den Behauptungen steht, die im
vorangegangenen Verfahren nicht als glaubwirdig beurteilt worden sind, schlieRt dies nicht aus, dass es sich um ein
asylrelevantes neues Vorbringen handelt, das auf seinen "glaubhaften Kern" zu beurteilen ist. Ein solcher
Zusammenhang kann fur die Beweiswurdigung der neu behaupteten Tatsachen von Bedeutung sein, macht eine neue
Beweiswirdigung aber nicht von vornherein entbehrlich oder gar unzulassig, etwa in dem Sinn, mit der seinerzeitigen
BeweiswUrdigung unvereinbare neue Tatsachen durften im Folgeverfahren nicht angenommen werden. "Kénnten die
behaupteten neuen Tatsachen, gemessen an der dem rechtskraftigen Bescheid zugrunde liegenden
Rechtsanschauung, zu einem anderen Verfahrensergebnis fuhren, so bedarf es einer die gesamten bisherigen
Ermittlungsergebnisse einbeziehenden Auseinandersetzung mit ihrer Glaubwdirdigkeit" (VwGH 29.9.2005,
2005/20/0365; 22.11.2005, 2005/01/0626; 16.2.2006, 2006/19/0380; vergleiche auch VwWGH 22.12.2005,2005/20/0556).

Identitat der Sache liegt auch dann vor, wenn sich das neue Parteibegehren von dem mit rechtskraftigem Bescheid
bereits abgewiesenen nur dadurch unterscheidet, dass eine bisher von der Partei nicht ins Treffen geflhrte
Rechtsfrage aufgegriffen wird oder die Behdrde in dem bereits rechtskraftig abgeschlossenen Verfahren die
Rechtsfrage auf Grund eines mangelhaften Ermittlungsverfahrens oder einer unvollstandigen oder unrichtigen
rechtlichen Beurteilung entschieden hat (VwGH 2.7.1992, 91/06/0207 mwN).

Aus § 68 AVG ergibt sich, dass Bescheide mit Eintritt ihrer Unanfechtbarkeit auch prinzipiell unwiderrufbar werden,
sofern nicht anderes ausdriicklich normiert ist. Uber die mit einem rechtskraftigen Bescheid erledigte Sache darf nicht
neuerlich entschieden werden. Bei der Prifung, ob Identitat der Sache vorliegt, ist vom rechtskraftigen Vorbescheid
auszugehen, ohne seine sachliche Richtigkeit - nochmals - zu Uberprifen; die Rechtskraftwirkung besteht gerade darin,
dass die von der Behdrde einmal untersuchte und entschiedene Sache nicht neuerlich untersucht und entschieden
werden darf (vgl. z.B. VwGH 15.10.1999, 96/21/0097; 25.4.2002,2000/07/0235).Aus Paragraph 68, AVG ergibt sich, dass
Bescheide mit Eintritt ihrer Unanfechtbarkeit auch prinzipiell unwiderrufbar werden, sofern nicht anderes ausdrucklich
normiert ist. Uber die mit einem rechtskraftigen Bescheid erledigte Sache darf nicht neuerlich entschieden werden. Bei
der Prifung, ob Identitat der Sache vorliegt, ist vom rechtskraftigen Vorbescheid auszugehen, ohne seine sachliche
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Richtigkeit - nochmals - zu Uberprifen; die Rechtskraftwirkung besteht gerade darin, dass die von der Behérde einmal
untersuchte und entschiedene Sache nicht neuerlich untersucht und entschieden werden darf vergleiche z.B. VWGH
15.10.1999, 96/21/0097; 25.4.2002, 2000/07/0235).

"Sache" des Rechtsmittelverfahrens ist nur die Frage der RechtmaRigkeit der Zurickweisung, die Rechtsmittelbehérde
darf demnach nur darlber entscheiden, ob die Vorinstanz den Antrag zu Recht zurtickgewiesen hat oder nicht. Sie hat
daher entweder - falls entschiedene Sache vorliegt - das Rechtsmittel abzuweisen oder - falls dies nicht zutrifft - den
bekdmpften Bescheid ersatzlos zu beheben, dies mit der Konsequenz, dass die erstinstanzliche Behdrde, gebunden an
die Auffassung der Rechtsmittelbehdrde, den Antrag nicht neuerlich wegen entschiedener Sache zurtckweisen darf.
Die Rechtsmittelbehdrde darf aber Uber den Antrag nicht selbst meritorisch entscheiden (VwWGH 30.5.1995,
93/08/0207).

3. Zu den Entscheidungsgrinden:

3.1. Aus nachstehenden Griinden ist davon auszugehen, dass das vorliegende Verfahren mangelhaft ist, dass kein
Sachverhalt der entschiedenen Sache vorliegt und daher das Bundesasylamt den Antrag auf internationalen Schutz des
BeschwerdefUhrers rechtswidrig gemall § 68 AVG zurlckgewiesen hat:3.1. Aus nachstehenden Grinden ist davon
auszugehen, dass das vorliegende Verfahren mangelhaft ist, dass kein Sachverhalt der entschiedenen Sache vorliegt
und daher das Bundesasylamt den Antrag auf internationalen Schutz des Beschwerdefiihrers rechtswidrig gemaf
Paragraph 68, AVG zurlickgewiesen hat:

3.2. Der Beschwerdeflihrer hat vorgebracht, dass sich seine Fluchtgrinde gedndert héatten; sein urspriingliches
Fluchtvorbringen sei nicht mehr relevant und habe er nun neue - namlich religiése - Probleme. Der Beschwerdefihrer
brachte auch vor, dass er im Marz 2009 Osterreich verlassen und nach Pakistan zuriickgekehrt sei, wo sich sodann die
neuen Fluchtgriinde ereignet hatten. Das Bundesasylamt grindet seine Entscheidung auf nicht belegbare
Vermutungen, ohne sich mit den Ergebnissen der Einvernahmen und der in Vorlage gebrachten Beweismittel
hinreichend auseinandergesetzt zu haben. Die Begriindung der Erstbehdrde, dass die Nichtinanspruchnahme der
Ruckkehrhilfe gegen eine tatsachliche Riickkehr nach Pakistan spreche, halt einer SchlUssigkeitsprifung nicht stand.
Der angefochtene Bescheid lasst auch eine ndhere Auseinandersetzung mit den vom Beschwerdefiihrer in Vorlage
gebrachten Beweismitteln (Krankenhausbestatigung, Zeitungsartikel in welchem er namentlich genannt sei) aus
seinem Heimatland vermissen. So hat der Beschwerdefiihrer im nunmehrigen Verfahren zwei Beweismittel aus seinem
Heimatland in Vorlage gebracht, welche gemal} seinen Angaben fir die Rickkehr nach Pakistan sprechen sollen. Die
Erstinstanz hat es in rechtswidriger Weise unterlassen, diese Beweismittel bzw. deren Inhalt ndher zu erértern. Dies
ware aber vor allem zur Erdrterung der Glaubwurdigkeit des Beschwerdeflihrers von besonderer Wichtigkeit gewesen.
Festzuhalten ist, dass das verfahrensgegenstandliche Vorbringen des Beschwerdefiihrers mit jenem im bereits
rechtskraftig abgeschlossenen Verfahren nicht kongruent ist und ware allein schon deshalb ein erhdhter
SorgfaltsmaRstab bei der Prifung, ob ein Anwendungsfall der entschiedenen Sache gegeben ist, geboten gewesen.

In der Folge wird sich das Bundeasylamt sohin mit dem neuen Vorbringen inhaltlich, folglich im Rahmen eines
materiellen Asylverfahrens, auseinanderzusetzten haben und wird vom Bundesasylamt zu prifen sein, ob das vom
Beschwerdefiihrer im gegenstandlichen Verfahren erstattete Vorbringen bzw. die ihm widerfahrenen Geschehnisse
moglich sind bzw. ob bejahendenfalls effektiver Rechtsschutz oder die Inanspruchnahme einer innerstaatlichen
Fluchtalternative mdglich waren und wie sich die Situation fir den Beschwerdefihrer in seiner Gesamtheit im Falle
einer Ruckkehr darstellen wirde.

4. Es war daher insgesamt der Beschwerde Folge zu geben und der angefochtene Bescheid ersatzlos zu beheben. Eine
inhaltliche Entscheidung Uber den Antrag auf internationalen Schutz ist dem Asylgerichtshof verwehrt, weil er als
Beschwerdeinstanz an die Grenzen der vom Bundesasylamt entschiedenen Verwaltungssache gebunden ist (vgl. VwSIg
11237A).4. Es war daher insgesamt der Beschwerde Folge zu geben und der angefochtene Bescheid ersatzlos zu
beheben. Eine inhaltliche Entscheidung Gber den Antrag auf internationalen Schutz ist dem Asylgerichtshof verwehrt,
weil er als Beschwerdeinstanz an die Grenzen der vom Bundesasylamt entschiedenen Verwaltungssache gebunden ist
vergleiche VwSlg 11237A).

Eine offentliche mundliche Verhandlung konnte gemaR§& 41 Abs. 4 AsylG entfallen.Eine o&ffentliche mundliche
Verhandlung konnte gemal? Paragraph 41, Absatz 4, AsylG entfallen.
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